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Ueberwältigender Sieg des Deutſchtums im Oſten.

Das vorläuſige Ergebnis der Volksabſtimmung.

Berlin, 12. Juli. Jn Weſtpreu ßen entfielen von 99 316 abgegebenen
Stimmen 91634 auf Deutſchland, 7682 auf Polen, demnach 92 deutſche. Jn
Oſtpreußen entfielen von 361063 abgegebenen Stimmen 353 655 auf Dentſchland,

alſo 97,9 deutſche Stimmen.
Das Deutſchtum im Oſten hat nach dieſem Ergebnis der

Volksabſtimmung wie ja von vornherein zu erwarten war,
nen überwältigenden Sieg errungen. Die pol-
niſchen Stimmen ſtellen eine ſo verſchwindende Minderheit
dar, daß das Ergebnis beſonders auch im Ausland geradezu
demonſtrativ wirken dürfte. Man darf nur hoffen, daß die
Abſtimmung in Oberſchleſien, wo ja allerdings die Verhält-

niſſe weniger klar liegen, ein ähnliches erfreuliches Reſultat
jeitigen wird.
Nach den bisher vorliegenden Meldungen iſt die Abſtim-
n wohl in Oſt wie in Weſtpreußen überall

r

Umſchwung in Spaa?

deutſcher Widerſtand in der Kohlenfrage
Erfreulicherweiſe fand das Ultimatum in der

Lohlenfrage in der deutſchen Delegation in Spaa keine
bereitwilligen Unterzeichner. Die Alliierten
konnten bis zu der am Sonnabendvormittag 11 Uhr abge-
laufenen Friſt ihren Willen nicht durchſetzen und die Unter-
zeichnung fand zu dieſem Zeitpunkt nicht ſtatt. Dies iſt
drei deutſchen Reden in der Sonnabendſitzung zu danken, die
die Alliierten überzeugten, daß ein ſo wichtiges wirtſchaftliches
ßroblem nicht durch einfaches Diktat und Zwangsmaßtnahmen
zu löſen iſt.

Zunächſt ſprach Miniſter Simons endlich den Gedan-
ken aus, daß die Kohlenfrage nicht für ſich allein
behandelt werden könne, ſondern in dem Komplex der Ge-
ſantfragen nur ein Glied ſei. Hugo Stinnes (deſſen be

deutſame Rede wir in der Beilage ausführlich wiedergeben),
erhielt zwei Ordnungsrufe, einmal, als er ſtehend

erklärte er wolle den Leuten ins Geſicht ſehen, an die
r ſich wende, zum andern, als er darauf hinwies, daß die
Müerten ſich von ihrer Siegerkrankheit befreien
müßten. Er reizte auch die Alliierten durch ſeine Erklärung,

daß die Alliierten ja das Ruhrgebiet beſetzen könnten,
wozu ſie wahrſcheinlich wieder ſchwarze Truppen ver-

wen en würden. Treffende Argumente enthielt auch die
Lede des Abg. Hue, der auf den Entſchluß der Arbeiter hin
pies am Sechsſtundentag feſtzuhalten. Man könne ja ins
Ruhrgebiet 150 000 Ententearbeiter entſenden, aber erſt müſſe
man dafür ſorgen, vaß dieſe gut genährt und unter-
bracht werden. Die Alliierten könnten
wa s iewollten, die Kohlenfrage könne nur durch
ein Ue bereinkonmen zwiſchen den Arbeitern
aller Länder gelöſt werden.
n vertänte man ſich von 1 Uhr mittags auf 4 Uhr nach-

Eine „vwerſöhnliche“ Rede Millerands.
Jn der Sonnabendnachmittagsſitzung erklärte zunächſt

i grans, ſich auf die Darlegungen der amtlichen deut
en Vertreter beſchränken zu wollen, da die Sachverſtän-Leen Stinnes und Hue nicht die verantwortlichen

eher Deutſchlands ſeien. Deutſchland habe die ihm auf-
egten Kohlenlieferungen willkürlich vermindert, trotz ihres

Rechtes, von Artikel 18 des Annexes II des Friedensvertra-
s Gebrauch zu machen, begnüge ſich vie Entente aber mit
nungen für die Zukunft. Vei der Abgabe
an Erklärung über die Tragweite des im Beſchluß der
perten feſtgeſetzten Prioritätsrechtes Frankreichs

er geſamten deutſchen Kohlenförderung verſicherte Mille-
hlands eigener Bedarf gerecht

em eſſen und ſeine Bevölkerung ausreichend mit Lebens
teln verſorgt werden ſollte. Die Entente Sachverſtän-
en könnten ſofort mit den edutſchen Sachverſtändigen zu

n, um den deutſchen Kohlenförderungsplan zu
Millerand ſchloß mit der Verſicherung, daß Frank-

von keinerlei Rache gefühl gegen das deutſche

nmentreten,
üfen.

ruhig

beſchließen,

habſtimmung ſind mnfangreiche polizeiliche Schutzireßnahnnen

Unter dem Eindruck dieſer

Montag, den 12. Juli 1920.

Politiſcher Streik am Vorabend der Abſtimmung.
Allenſtein, 10. Juli. Geſtern nachmitag trat die

ſtädtiſche Arbeiterſchaft in den Streik. Das
Waſſer- und Elektrizitätswerk wurden ſtillgelegt, aber am
Abend durch die techniſche Nothilfe wieder in BVetrieb geſetzt.
Der Grund ſoll angeblich der Lohnabzug ſein, doch ſcheint
eine politiſche Bewegung jener Hauptagitatoren der
Unabhängigen dahinterzuſtecken, die offen oder Heimlich
für Polen agitierten. Eine Einigung vor der Ab-
ſtimmung hält man nicht für wahrſcheinlich. Die Jnteralli-
ierte Kommiſſion griff trotz ihres kürzlich erlaſſenen Streik-
verbois nicht ein. Für den Fall von Störungen der Volks

vorgeſehen. Jn der Bürgerſchaft hat das Verhalten der
Unabhängigen in dieſen Tagen, wo jede Parteipolitik Wahn-
ſinn iſt, Empörung hervorgerufen.

Volk beſeelt ſei ſondern wünſche, daß Deutſchlands
wirtſchaftliche Kraft im Jntereſſe von ganz Europé
ſeine alte Höe erreiche, ſofern es ſeinen Verpflichtun-
gen nachkomme, und daß die beiderſeitigen Beziehungen ſich
ſo friedlich wie möglich geſtalten möchten (121)].

Reichsminiſter Simon s betonte nach einem Dank für
die freundlichen Worte, daß die Entente vor der Anwendung
von Strafmaßnahmen Deutſchland gauffordern müſſen, die
Vertragsverletzungen einzuſtellen. Der deutſche Kohlen
bewirtſchaftungsplan müſſe mit Rückſicht auf den Veſchluß
der Alliierten abgeändert werden und werde Montag früh
oder Sonntagabend vorgelegt werden. Simons kündigte
weiter für Montag einen Plan für die Ausführung der Wie
dergutmachung an, der zunächſt die finanziellen Geſamtlei-
ſtungen, auch nach Jahresleiſtungen, umfaſſe, und die tech-
niſche Durchführung der laut Friedensvertrag auf die Ge
ſamtſchuld anzurechnenden Sachleiſtungen garantieren
müſſe. Daneben regte der Miniſter eine internationale
Aktion zur Neubeſiedelung der zerſtörten Gebiete an, die als
geſchäftliche Unternehmung auſgebaut, übermäßige Unter-
nehmergewinne ausſchließen und unter gemeinſam ſoziale
Kontrolle geſtellt werden müſſe. Darauf wurde die Konferenz
auf Sonntag nachmittag 5 Uhr vertagt.

Die Sonntag- Sitzung.
Verſchiebung der Kohlenfrage, Ueberreichung des

Wiedergutmachungsplanes.
Jn der Sonntagſitzung teilte der Vorſitzende zunächſt mit,

daß infolge Unpäßlichkeit Lloyd Georges, die
Entſcheidung in der Kohlenfrage bis Montag ver
ſchoben werde. Miniſ r Dr. Simon s erklärte hierauf,
daß die dentſchen Wiederquimachungsvorſchläge fertiggeſtellt

ſeien, bei den Kommiſſionsverhandlungen der Sachverſtän
digen ſei jevoch über die Kohlenfrage keine Eini-
gung erzielt worden.

Wegen der grundlegenden Bedeutung der Kohleninduſtrie
für dvas deutſche Wirtſchaftsleben ſei die deutſche Delegation!

nicht imſtande, Vorſchläge die Wiedergut-
mach nung vorzulegen. ſolange die Kehlenfrageun-
erledigt ſei. Miniſterpräſident Millerand
daß ihn dieſe Mitteilung beunruhige.

Dr. Simons betonte, daß nach dem von Millerand
verleſenen Bericht der alliierten Sachverſtändigen von Deutſch
land monatlich das zweieinhalbfache des in den dem
deutſchen Vorſchlag angeſetzten Kohlenquantums ver-
langt werde, wonach der deutſchen Induſtrie nur ein
Drittel ihres notwendigen Bedarfs verbleibe. Auf ſein
Erſuchen wurde die Sitzung zum Zweck einer internen
Beſprechung der deutſchen Delegation für kurze Zeit
verlegt.

Nach Wiederaufnahme der Sitzung überreichte Dr.
Simon s die deutſchen Wiedergutmachungsvor-
ſchlägee, angeſichts der Verſicherung, daß die Entſcheidung
in der Kohlenfrage erſt Montag gefaßt werde, und erſucht die

erklärte,

Konferenz, die Geſamtfragen zuſammen mit der Kohlenfrage
(Foriſetzung auf der nächſten Seite.)

160. Jahrgang.

Die Kataſtrophe von Hpaag,
Die erſchütternde Niederlage der deutſchen Delegation bei

den Heeresverhandlungen in Spaa wird noch andere Nieder-
lagen in Gefolgſchaft haben. Noch iſt allerdings der finan-
zielle Teil der Wiedergutmachungsverhandlungen nicht zur
Sprache gekommen, aber wir merken es jetzt ſchon an den
Kohlenverhandlungen, daß die Alliierten die Art an die Wur-
zel der nationalen Selbſtändigkeit in Deutſchland legen wer
den. Die Hauptſchuld an den kataſtrophalen Zuſammenbrüchen,
die wir jetzt in Spaa erleben müſſen, trägt die Politik des
verfloſſenen Koalitionsregimes, das ſich den furchtbarſten
Täuſchungen hingegeben hatte, die von der neuen Regierung
in ihrem ſchlimmſten Ausmaß übernommen wurden. Wir
erleben wieder einmal das Schauſpiel der eiſernen Logik in
der Politik und in der Geſchichte. Hat einmal ein Staat den
Weg zum Verhängnis eingeſchlagen, ſo kann dieſer Weg nicht
eher verlaſſen werden, als bis er zu einer radikalen Löſung
geführt hat. Die Blindheit der Parteipolitiker in Deutſch
land hat dieſe fundamentale politiſche Weisheit nicht erkannt,
ſonſt würde man nicht mit Kompromiſſen und Vergleichen
das parlamentariſche Syſtem zuſammengeflickt und zuſammen-
geſchuſtert haben, das uns jetzt zum endgültigen nationalen
Zuſammenbruch führt.

Die Konferenz von Spaa revidiert tatſächlich den Frie-
densvertrag, aber ſie ändert ihn nicht in milderndem Sinne
ab, ſondern ſie verſchärft ihn und gibt ihm noch größere Här-
ten, als man es je ahnen mochte. Das zeigen auch die Ver-
handlungen in der Kohlenfrage. Die aufgeſtellten Forderun-
gen übertreffen alle Abmachungen des Friedensvertrages. Sie
legen Deutſchland in einem Maße feſt, daß die Entwicklungs-
freiheit der deutſchen Jnduſtrie vernichtet wird. Wenn Mille
rand die Prioriiät der vorgeſchriebenen Lieferungen an
Frankreich vor denen an die deutſchen Abnehmer verlangt,
und zwar mit der Begründung, daß die Lage Frankreichs in
der Kohlenfrage ſchlimmer als die der Deutſchen ſei, ſo iſt
das eine Unverſchämtheit, die nicht genug gebrandmarkt wer
den kann. Als Erſatz für die zerſtörten Kohlengebiete in
Frankreich iſt den Franzoſen das Saargebiet zur Ausbeutung
übergeben worden. Darüber hinaus liefert Deutſchland noch
ein unerhört hohes Quantum, ſo daß der eigene Bedarf
Frankreichs als nahezu gedeckt betrachtet werden kann. Nun
muß man aber wiſſen, daß Frankreich vor dem Kriege große
Kohlenmengen einführen mußte, teils aus Deutſchland teils
aus England. Für dieſe Beträge braucht Deutſchland, venn
es nach Gerechtigkeit geht, keineswegs zu haften; ſondern
nur für das, was durch die Zerſtörung in Frankreich ver-
loren ging. Seinen übrigen Bedarf müßte Frankreich durch
Einkäufe im Auslande zu decken verſuchen, genau ſo, wie es
das vor dein Kriege auch tun mußte. Nun ſoll aber nach den
Kohlenverhandlungen Deutſchland den geſamten Bedarf
Frankreichs an Kohlen als Wiedergutmachung zur Verfügung
ſtellen. Das geht natürlich über alle Abmachungen im Frie-
densvertrag hinaus, denn Deutſchland braucht. danach nur
das, was zerſtört iſt, wiedergutzumachen.

Wenn Deutſchland die Kohlenforderungen der Alliierten
anerkennt, ſo iſt es wirtſchaftlich vernichtet. Darüber krauchen
wir uns keiner Täuſchung hinzugeben, denn nur das freie
Verfügungsrecht über die deutſche Kohle kann es ermöglichen,
unſere Wirtſchaft wieder aufzübauen. Für den ungeheuren

Rohſtoffbedarf unſerer Jnduſtrie haben wir als einziges
Zahlungsmittel die Kohle. Fehlt uns aber die Kohle, ſo ſind
wir auf den Kredit angewieſen, der uns ab den a r
ordentlich ſchlechten Ausſichten unſerer Wirtſchaft nur ſehr
ſpärlich gewährt werden wird. Das Kohlendiktat der Alli-
ierten zielt darauf hinaus, Frankreich und England zu

n Wirtſchaftsmächten in Europa zu machen.
es will von ihnen

den vorherrſchende
England beſitzt große Kohlenvorräte, aber
an andere Länder nichts abgeben, weil es ſeine eigene

eigenen Bedarf deckt. Außerdem will es von Frankreich große
Mengen Eiſen geliefert haben, wofür dieſes aber wiederum
Kohle verlangt. Natürlich denkt England gar nicht daran,
den Franzoſen Kohle für Eiſen zu geben, ſondern es will ſeine
Kohlen für ſich behalten und den Franzoſen dafür Tertilroh-
ſtoffe geben, die es in großem Ueberfluß hat. Da nun Frank-
reich auf Kohle beſteht, ſo willigen die Engländer darin ein,
daß Frankreich ſich an den deutſchen Kohlenvorräten ſchadlos
hält. Nach dieſer Richtung hin ſind alſo Franzoſen und Eng
länder einig. Sie haben ſich ſozuſagen den Raub geteilt.
Leidtragener iſt wie immer das wehr- und hilfloſe Deutſch
land, das dem Diktat ſeiner Feinde preisgegeben iſt. Die
allergrößte Härte der Kohlenforderungen der Alliierten be
ſteht nun darin, daß man die Kontrolle über die deutſche
Kohlenproduktion ausüben will, was Deutſchland in wirt-
ſchaftlicher Hinſicht zum Lohnſklaven der Entente macht.



Wir erwarten ſtündlich die Nachricht aus Spaag, daß die deut-
ſchen Delegierten ihre Unterſchrift unter das Kohlenabkommen
verweigern werden, denn die in Ausſicht geſtellten „Zuge-
ſtändniſſe“ der Alliierten werden dem Jntereſſe Deutſchlnads
in keiner Weiſe gerecht. Die in letzter Stunde vorgeſehenen
Abänderungen des Abkommens berühren nicht den Kern der
Frage. So ſtehen wir denn vor der traurigen Tatſache, daß
an dem Zuſammenbruch Deutſchlands ſchwerlich etwas
zu ändern iſt. Betonen müſſen wir noch, daß die vielen
Drohungen bezüglich der Gefahr des Bolſchewismus in
Deutſchland dem deutſchen Jntereſſe am meiſten geſchadet
haben. Es wäre nicht nötig geweſen, den Alliierten unter
die Naſe zu reiben, daß die bolſchewiſtiſche Gefahr in Deutſch-
land ſo ſehr groß iſt, denn ſchließlich iſt das eine Angelegen-
heit, die uns ſelbſt angeht. Jetzt haben die Alliierten ſogar
das Eingeſtändnis der Schwäche gegenüber dem Bolſchewis-
mus dazu benutzt, um die deutſche Regierung unmündig zu
erklären. Einmal zielt die Handhabung der Entwaffnungs-
frage darauf hinaus, die Handlungsfreiheit der Regierung
durch Drohung mit Beſetzung des Ruhrgebietes vollkommen
einzuſchränken, während andererſeits gerade das Kohlen-
abkommen die Alliierten zum Sachverwalter der deutſchen
Kohlenbergwerke macht. Wenn jetzt die Bolſchewiſten wirk
lich die Oberhand bekämen, ſo hätten die Alliierten freie
Hand, denn dann würden ſie vorgeben, daß die deutſche Re
gierung ſich nicht gegen den Bolſchewismus ſchützen könne,
und das wirtſchaftliche Jntereſſe Europas es notwendig
mache, daß die geſamte Verwaltung des Ruhrgebietes von
den Alliierten ſelbſt übernommen wird. Man kann jetzt nur
hoffen, daß die Kommuniſten Bedenken tragen werden, ſich
ſelbſt den Maſchinengewehren der franzöſiſchen Marokkaner
und Senegalneger auszuſetzen. Sie werden jetzt durch die
Entente in Schach gehalten die mit ihrer großen militäriſchen
Macht jederzeit imſtande iſt, auf die Unterſchrift von Spaa
hin ganz Deutſchland zu beſetzen und jeden Widerſtand mit
blutigen Kampfmitteln zu unterdrücken. Würde die deutſche
Regierung ſich nicht ſo hilflos während der Aufſtände des
vorigen und des laufenden Jahres gegenüber der Straße be
nommen und dementſprechend auch in Spaa hingeſtellt haben,
dann wäre es unmöglich geweſen, daß die Alliierten durch
das Diktat von Spaa die Gewalt über Tod und Leben des
ganzen deutſchen Volkes an ſich geriſſen hätten. Eine Regie-
rung, die ſich ſelbſt jeder Autorität im Jnnern beraubt,
konnte auch keinen Reſpekt im Auslande gewinnen.

zu prüfen und vorläufig eine Entſcheidung in letzterer aus-
zuſetzen. Der Zweck der Konferenz ſei nach Anſicht der deut
ſchen Delegation, anſtelle der deutſchen Leiſtungen aus dem
Friedensvertrag gemäß Art. 233 durch die Wiedergut-
machungs kommiſſion eine Feſtſetzung aufgrund fre i er
gegenſeitiger Ausſprache treten zu laſſen. Mille-
rand entgegnete unter Verleſung der Beſchlüſſe von San
Remo, daß der Vertrag Linſchl. des Art. 233 die Grundlage
der beiderſeitigen Beziehungen bleibe. Nächte Sitzung Mon-
tag 11 Uhr vormittags.

Der deutſche Kohlerworſchlag.
Paris, 11. Juli. Wie verlautet, hat Reichsminiſter

Simons bei den Beratungen der deutſchen und alliierten
Sachverſtändigen am Sonntag vorgeſchlagen, daß Deutſch
land ſtatt 2 400 000 Tonnen, nunmehr 1200 090 Tonnen
liefern werde. Sonnabend hatte die deutſche Delegation 1
Million vorgeſchlagen.

Die Haltung der Ententepreſſe.
Laut „Echo de Paris“ ſoll der von W. T. B. verbreitete

Ausdruck Millerands, daß es wünſchenswert ſei, wenn
Deutſchland „ſeine frühere wirtſchaftliche Stärke
wiedererlange“, nicht ſo gefallen ſei. Aehnlich muß aber
Millerand doch geſprochen haben, denn „Newyvork Herald“ gibt
den Ausdruck in folgender Weiſe wieder: „Die Alliierten
halten Deutſchland für ein nützliches und notwendige s
Glied der europäiſchen Völkerfamilie und ſind entſchloſſen,
Deutſchland zu helfen, damit es ſich wieder aufrichte,
ſofern es Es iſt demnach möglich, daß die deutſchen
Delegierten geſtern wirklich zum erſten Male, wie das Blatt
meldet, in beſſerer Stimmung die Konferenz ver-
laſſen haben, wie ſie auch feſt entſchloſſen ſeien die Kon
ferenz von Spaa lieber zu verlaſſen, als das Ultima-
tum in der Kohlenfrage zu unterzeichnen. Die franzöſiſche
Preſſe hat ſich anſcheinend damit abgefunden, daß von einer
Bevorzugung Frankreichs bei den Kohlenlieferungen einſt-
weilen keine Rede ſei. Aller Groll wendet ſich gegen
Stinnes, was aber ſicher ein Beweis dafür ſein müſſe, daß
ſeine Worte über den Einſatz ſchwarzer Truppen ſeine
Wirkung nicht verfehlt haben.

m

Was iſt unterſchrieben
Von zuverſtändiger Stelle wird unſerem Berliner Ver

treter auf Anfrage mitgeteilt, daß in Spaa tatſächlich das
ganze Entwaffnungsprotokoll unterſchrie-ben wurpe und nicht nur die militäriſchen Forderungen, ſon-
dern auch die Drohklauſel. Allerdings ſei das unter
Proteſt der deutſchen Delegierten geſchehen. Damit ſei ein
für alle Mal der Jrrtum aufgeklärt, der von manchen amt-
lichen Stellen verbreitet wird, um den wahren Sachverhalt
zu entſtellen.

Jedenfalls hat die Regierung durch ihre Unterſchrift das
formale Recht der Entente zum bewaffneten Ein-
ſchreiten in jedem Augenblick, wenn auch nur ein einziges
Gewehr fehlt, anerkannt und ſich dadurch in einem
Konfliktionsfall von vornherein ſelbſt mornliſch ins Unrecht
geſetzt.

Mündlicher Bericht in Berlin.
Die aus Spaa zurückgekehrten Mitglieder der deutſchen

Delegation Dr. Geßler, Staatsſekretär Albert und Ge
neral v. Seeckt erſtatteten am Sonnabend dem Reichs
präſidenten Bericht. Sie hoben hervor, daß Lloyd George den
Schwerpunkt auf das Ein ſammeln der in Händen der
Bevölkerung befindlichen Waffen legte. Die Schluß-
formel der Unterſchrift gehe nur dahin, daß Deutſchland
verſuchen werde, „en ce qui concerne le gouvernement alle
mand“ die Bedingungen auszuführen. Es wurde weiter
klargeſtellt, daß bei dem Nachdruck, mit dem die Rinfamm-
lungsaktion von der Entente gemäß dem Friedensver-
trag verlangt wird, Deutſchland hier alsbald zu ein ſchnei-
denden Maßregegln greifen müßte.

Der „ſpringende Punkt.“
Jm Haushaltsausſchuß des Reichstage 3

machte Staatsſekretär Albert Mitteilungen über die Vor
zänge in Spaa Danach war der ſpringende Punkt bei den

dern viel mehr die Entwaffnungder Bevölkerung.
Gelegentlich fiel ſogar die Bemerkung, daß gegenüber dieſer
Frage die Zahl der Truppen an Bedeutung zurücktrete. Nach
der Formuklierung des Entwaffnungsprotokolls nehme die
deutſche Regierung von der Entſcheidung der Alliierten Kennt
nis und werde die Bedingungen ausführen, ſoweit die
deutſche Regierung in Betracht kommt. Dadurch
ſei die Drohklauſel nicht durch die Unterſchrift gedeckt, was
auch von Lloyd George anerkannt ſei.

Ein Proteſt der deutſchen Regierung?
Wie unſer Berliner Vertreter erfährt, iſt zu Montag in

Berlin im Zuſammenhang mit den Vorgängen in Spaa eine
ſehr wichtige Kabinetts ſitzung einberufen worden, in
welcher unter Umſtänden ſehr ernſthafte Entſcheidungen fallen

werden. Man nimmt an, daß die deutſche Regierung eine
ſehr entſchieden gehaltene Erklärung gegen das dik
tatoriſche Verhalten der Alliierten abgeben wird.
(Du lieber Gott!)

Schlennige Einberuſnung des Reichstages.
Wie unſer Berliner Vertreter erfährt, ſoll der Reichstag

angeſichts des katoſtrophalen Ausgangs der Konferenz
von Spaa noch in der nächſten Woche einberufen
werden, und zwar höchſt wahrſcheinlich am nächſten Montag
oder Dienstag. Die Parteiführer haben Veranlaſſung ge-
nommen, die Fraktionsmitglieder ſofort nach Berlin zurück
zuberufen. Es ſoll in dieſer Woche noch wichtige Fraktions
beſprechung ſtattfinden.

Lloyd Georges Haltung.
Von unterrichteter Seite erfährt unſer Berliner Ver

treter, daß Lloyd Georges Haltung auf der Konferenz in
Spaa ſelbſt in England außerordentlich überraſcht hat. Die
engliſche Arbeiterpartei will im Unterhauſe eine Jnterpella-
tion einbringen, in der Aufklärung über die unverſönliche
Haltung des engliſchen Premierminiſters in Spaa verlangt
wird (7). Auch in liberalen Kreiſen iſt man in England
keineswegs mit dem Vorgehen Lloyd Georges einverſtanden.
Trotzdem ſcheint aber die liberale Partei nicht die Anſicht zu
haben, Lloyd George nachträglich zu desavuieren Die
franzöſiſche Preſſe iſt mit dem Ausgang der militä
riſchen Verhandlungen ſehr zufrieden und ſchreibt den
Erfolg Lloyd Georges den Verdienſten Millerands
zu, deſſen konſequente Haltung einen beſtimmenden Einfluß
anf Lloyd Georges ausgeübt habe.

Eine Fälſchung Lloyd Georges.
Wie W. T. B. hört, iſt die Behauptung Lloyd Georges,

die Strafbeſtimmungen ſtänden bereits in dem von den
Deutſchen unterzeichneten Protokoll vom 10. Januar 1920, iſt
irrig. Vor Unterzeichnung des Protokolls wurde damals
von der Entente erklart, die militäriſchen Strafmaßregeln
bezögen ſich ſelbſtverſtändlich nur auf die Zeit des Waffen-
ſtillſtandes. Nach Ratifikation des Friedensvertrages wür-
den deſſen Beſtimmungen an ihre Stelle treten. Der Frie-
densvertrag aber ſieht als Strafnaßnahmen bei Nicht
erfüllung des Friedensvertrages nur die Ausdehnung der
Beſetzungszeit, nicht aber der des beſetzten Gebietes vor.

Der polniſche Zuſammenbruch.
Militäriſche Ratſchläge Marſchall Fochs.

Spaga, 10. Juli. Foch wird ſich wahrſcheinlich heute
nach Paris begeben, um mit ſeinem Generalſtab Direktiven
auszuarbefiten, die er Polen geben wird. Nach einer Meldung
des „Matin“ erklärte Foch, daß die Lage Polens nicht mehr
ernſt (27) ſei. Er habe den Polen den Rat gegeben, ſich in
der Defenſive zu halten und eine natürliche Linie zu
beſetzen. Polen habe eine Grenze von 3500 Kilometer und
ſei ein junges Land, das noch nicht organiſiert iſt, um große
Armeen zu organiſieren.

Franzöſiſche Munition für Polen
Warſchau, 10. Juli. Franzöſiſche Munitionszüge, von

Schwarzen begleitet, ſind hier eingetroffen als erſte Folge
einer langen Konferenz zwiſchen dem Stabschef Hallers und
dem Leiter der hieſigen Militärkommiſſion Jllorys. Ein
Entwurf fordert die 187071 geborenen Offiziere zum Ein-
tritt in die Armee auf. Die freiwilligen Meldungen laufen
in ſehr großer Zahl ein.

Dünaburg von den Bolſchewiſten beſetzt.
Nach in Reval eingegangenen Nachrichten ſind die BVol-

ſchewiſten ſüdlich von Dünaburg bis zur lettiſchen Front vor
gerückt und haben die Verbindung zwiſchen der letti-
ſchen und der polniſchen Front durchbrochen.
Die litauiſche Regierung iſt von den Bolſchewiſten erſucht
worden, den Durchmarſch vurch litauiſches Gebiet nach
Polen zu geſtatten. Dünaburg, das von lettiſchen Trup-
pen auf Aufforderung der Polen beſetzt worden war, wurde
W 2 Letten geräumt und von den Bolſchewiſten

e ſetzt.

Ein neuer Staatsſtreich in China
Wie Reuter meldet, iſt die Lage in Peking außerordent-

lich ernſt. Tſchantſchlin, der Führer der TſchiliPartei,
iſt in Richtung nach Mukden abgereiſt. Er habe den Truppen
befohlen gegen Peking zu marſchieren. Man befürchtet
einen Staatsſtreich.

Die Knebelung der Preſſe im beſetzten Gebiet.

fentlichten Protokoll gegen die Mißhandlung der deut
ſchen Preſſe werden im beſetzten Gebiet deutſche Zeitungen
verboten, weil ſie wahrheitsgemäß über die Schandtaten der
Schwarzen berichtet hat. Die Meinungs freiheit wird
dadurch ver gewaltigt, daß man von ihnen als Be
dingung zur Aufhebung des Verbots die Erklärung for-
dert, daß die Preſſe ſich der größten Freiheit erfreue, daß die
Ausſchreitungen der Schwarzen nicht der Tatſächlichkeit nach
gezeichnet ſeien und daß ſie ſich bei den Proteſten über die
ſchuldige Rückſichtnahme gegen die Befatzungsbehörde hinweg
geſetzt habe. Sechs verbotene pfälziſche Zeitungen haben
durchweg dieſe Erklärung abgelehnt.

Grenzänderungen in Oberſchleſien.
BDreslau, 11. Juli. Nach Mitteilung der Reichszentrale

für Heimatdienſt ſind die Ortſchaften Schleiſe und Kun
zeun dorf im Kreiſe Gr-Wartenberg Deutſchland zu
geſprochen worden. Stadt und Kreisausſchuß Gr.
Wartenberg bitten die Regierung, das Abſtimmungs-
recht für die Kreiſe Groß-Wartenberg undRamslanu zu erwirken. Das rein landwirtſchaftliche Ge
biet hat für Polen nur im Zuſammenhang mit Oberſchleſien
Intereſſe

Verhandlungen nicht die zur ver Reichsweyrtruppen, von

Nach einem vom Reichsverband der deutſchen Preſſe ver

S Polniſche Dbſrrurtion in Vaunzig.S Ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten

erſten Leſung des Entwurfes für die Konſtitution der

v

der

ort
ſchen Vorſchläge gar nicht eingegader vom Parlament für undistutlerdar gegen dent

wurf für die Konſtituston, der Danzig kurzerhand als t
niſch, aber nicht als Freiſtaat betrachtet. bol
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Streik im Erzgebirge. e
Zwickau, 10. Juli. Die Belegſchaft des Erzg üſckenSteinkohlenbauvereins iſt S den r irgiſchen

getreten. Sie fordert die Wiedereinſtellung eines er
nungsgemäß wegen Unbotmäßtgkeit enllaſſenen Arbeite
deregn rer en b Tage raverweigerung and-

be er Zwickauer Fahrze ik ihre Spathie bekunden. Fahrzeugfabrik ihre Sym

Die Not der Kleinrentner.
Die ungeheuere Verteuerung der Lebenshaltun iden Kreiſen derir, die ols Witwen ode- de

Rentner von kleinen Zinseinnahmen oder Penſionen leben
geradezu verheerend gewirkt. Wie mancher alte Klein
rentner ſteht, wenn er ſein als Handwerksmeiſter, Arzt uſw.
ſauer erſpartes Kapital verzehrt hat, geradezu vor dem Nichts
und fällt der Oeffentlichkeit zur Laſt.

Die Erzbergerſchen Steuern haben, wie von imme
weiteren Kreiſen anerkannt wird, ſolcher Not nicht Rechnung
getragen. Es iſt daher eine Forderung der Gerechtigkeit
wenn die Deutſchnationale Volkspartei tesReichstages in mehreres Geſetzentwürfen dieſe Not zu in
dern ſtrebt. Der erſte Geſetzentwurf betraf den Abzug von
10. v. H. im Kapitalertragsſteuergeſetz, der zweite, den wie
in folgendem wiedergeben, behandelt das Reichsnotopfer,
das übrigens erſt Ausgang des Jahres verlangt werden
dürfte. Das Reichsnotopfergeſetz behandelt in S 15 die Fälle
des Erlaſſes, in s 27 die Fälle der zinsfreien Siundung. Der
deutſchnationale Entwurf will, daß künftig den Kleinrentnern
für die erſten 100 000 Mark ihres Vermögens, je nach ihrem
Alter, das Reichsnotopfer zur Hälfte oder zu Zweidritteln
erlaſſen wird. Der Antrag Hergt und die Fraktion hat fol
genden Wortlaut:

Der S 15 des Geſetzes über das ReichnotArtikel J.opfer vom 31. Dezember 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 2189) wird
dahin geändert, daß in Abſatz 1 Nr. 8 zu a) die Ziffer „14
durch „1/2 und zu Sie Ziffer „113“ durch
42/3“ erſetzt wird und die Worte bis zu 50 000 Mark durch die
Worte bis zu 100 000 Mark erſetzt werden.

Artikel II. In 8 27 desſelben Geſetzes wird der erſte
Satz durch folgenden Satz erſetzt: „Einem Abgabepflig tigen
deſſen ſteuerbares Vermögen nicht über einhundertfünfzig
tauſend Mark und deſſen Fahreseinkommen nicht über 7500
Mark beträgt, iſt die Abgabe auf Antrag ganz oder teilweiſe
zinslos zu ſtunden.

Zwiſchen den zweiten und dritten Satz des erſten Abz
ſatzes wird eingeſchoben: „Dies ſoll durchweg geſchehen
wenn das ſteuerbare Vermögen nicht über 10 000 Mark be-
trägt und wenn der Steuerpflichtige zu mehr als 50 v. H.
erwerbsunfähig oder über 60 Jahre alt iſt. oder wenn er
mehrere erwerbsunfähige oder erheblich erwerbsbeſchränkte
Perſonen dauernd zum überwiegenden Teile unterhält.“

Artikel III. Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der
Verkündigung in Kraft. 3. Juli 1920.

a caae un

Aus Stadt und Amgebung
Für die Hausfrau.

Dienstag, den 13. Juli 1920.
Vormittags von 8—12 Uhr Fleiſchverkauf auf der

Freibank auf die Nummern 3501--3800. (S. a. Anzeige.

Beamten- Gewerkſchaft.

Am 26. und 27. Juni fand in Hannover der 1. Ver
tretertag des Verbandes der Beamten und Angeſtellten der
öffentlichen Feuer und Lebensverſicherungsanſtalten Deutſch
lands ſtatt. Der Verband, der dem Deutſchen Beamtenbunde
angeſchloſſen iſt, hat ſich die Wahrung der fachlichen wie ſtan-
des politiſchen Intereſſen der Beamten und Angeſtellten mit
Beamteneigenſchaft bezw. Beamtenanwartſchaft öffentlich
rechtlicher Feuer und Lebensverſicherungs- Anſtalten zur Auf-
gabe geſtellt. Trotz der kurzen Zeit des Beſtehens der
Verband wurde im Januar d. J. in Berlin ins Leben ge-
rufen und trotz der Verſchiedenartigkeit der Verwaltungs-
formen der einzelnen Anſtalten (ſtaatlich, provinzial, kommu-
nal und autonom) haben fich bereits 22 Vereine dem Ver-
bande angeſchloſſen, die mit wenigen Ausnahmen Vertreter
zu den Verhandlungen entſandten. Aus allen Teilen unſeres
Vaterlandes, ſelbſt aus dem entfernten Königsberg, waren
die Kollegen nach Hannover geeilt. Am 25. Juni fand im
Saale des Münchener Bürgerbrän der Begrüßungsabend
ſtatt, zu dem ſich zirka 130 Teilnehmer eingefunden hatten.
An Stelle des von Hannover abweſenden Generaldirektors
der Landſchaftlichen Brandkaſſe, Herrn Geheimen Regie
rungsrat Dr. Schrader, begrüßte Herr Syndikus Dr.
Belzner die auswärtigen Gäſte. Gemeinſame Lieder, ernſte
und heitere Rezitationen ſowie Mufikvorträge geſtalteten den
Abend recht unterhaltend und abwechſlungsreich. Die Ver-
handlungen am 26. und 27. Juni nahmen einen allerſeits be
friedigenden Verlauf. Aus den Verhandlungen ſei beſonders
die anzuſtrebende Einrichtung von Fachkurſen, der Austauſch
von Beamten, die Einrichtung von Erholungsheimen, Richt-
linien zur Beſoldungsreform neben anderen hervorgehoben;
die nach längeren Verhandlungen verdichteten Vorſchläge
wurden dem Verbandsvorſtande zur weiteren Bearbeitung
übergeben. Einſtimmig wurde der vorläufige Sitz des Ver
bandes für Hannover als endgültig beſchloſſen. Der Vorſtand
ſetzt ſich nach einſtimmig erfolgter Wahl nunmehr wie folgt
zuſammen Vorſitzende: Brandkaſſen-Oberſekretär Paul-
mann BrandkaſſenOberinſpektor Haverkamp, Pro
vinzial-Sekretär Krauſe, Schriftführer: BrandkaſſenSekr.
Stuphorn, Brandkaſſen-Sekr. Miethe, Lebensverſich.
Angestellter Armberuſt, Schatzmeiſter: BrandkaſſenOberſekr.
Pukowski. Da man auf die ſchätzenswerte Mitarbeit der
bisherigen Vorſtandsmitglieder, der Herren BrandkaſſenSekr.
Strube und Böttcher nicht verzichten wollte, wurde dem
erſteren einſtimmig ein Beiſitzerpoſten, dem letzteren der
Schriftleiterpoſten der Verbandsmittellungen angetragen, die
die Herren dann auch übernahmen. In den erweiterten Vor-
ſtand wurden ebenfalls einſtimmig gewählt: die Herren Ver-
bandsSekr. Born Berlin als offizieller Vertreter bei den
Zentralbehörden uſw., Bürovorſteher Müller- Berlin als
deſſer Stellvertreter Mathematiker Sattler-Merſeburg, Sozietätsbaumeiſter Klabunde- Magdeburg
und Landes-Sekr. Ludw. Nordmann- Düſſeldorf. Die
Auswahl des Ortes für den nächſten Verbandstag wurde
dem Vorſtande überlaſſen, doch ſoll möglichſt eine Stadt in
Süddeutſchland gewählt werden. Mit Erledigung kleinerer
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ſatt agen nahm die arbeitsreiche Tagung einHrgamiſgtt en der ernſten Arbeit hatte es ſich der Vorſtand
ver örtlichen Vereinigung zur Aufgabe gemacht, den auswär

önheiten der Stadt Hannover intigen Vertretern die Schönhe
i en. (Aus Merſeburg nahmen an demveſtem e Jeil die Herren: Feuerſozietäts-Oberſekr.age teilrer Feuerſozietäts Sekr. Bechmann, Feuerſozie-

ſfätsSekr. Albrecht, Feuerſozietäts-Sekr. Pitzſchker und

Die Ortsgruppe Merſeburg des Hilfsbundes fürvertr eben Elſaß-Lothringer im Reiche veran
ſtaltet Sonntag den 25. Juli, 3 Uhr nachmittags im Vereins
hauſe des Merſeburger Evang. Männer und JugendVereins,
an der Geiſel 3, eine Verſammlung für elſaßlothring.
Flüchtlinge und deren Familienangehörige. Alle Vertriebene,
Dich diejenigen aus Stadt und Land, welche der hieſigen Orts
gruppe noch fernſtehen, ſind herzlichſt dazu eingeladen. Zur
Beſprechung gelangen die Richtlinien für die Schadenerſatz-
Anſprüche, ſoweit ſie vorgelegt ſind und noch ausſtehen ſollten.
Auskunft, Rat und Hülfe wird erteilt. Die Veranſtaltung iſt
dem allgemein zu Tage getretenen Wunſche nach einer der-
artigen Sonntagsverſammlung der im Kreiſe wohnhaften
und aus Verkehrsſchwierigkeiten an der Teilnahme der regel-
mäßig jeden Mittwoch Abend im Gaſthofe „Alte Poſt“,
Breiteſtraße, ſtattfindenden Sitzungen behinderten Flüchtlinge
getroffen werden. Die hieſige Ortsgruppe bittet, die weitere
Bekanntgabe der geplanten Zuſammenkunft an alle aus Elſaß-
Lothringen Vertriebenen, die in den umliegenden Ortſchaften
wohnen, in geeigneter Weiſe zu unterſtützen.

Meiſterprüfung.
Am 26. Juni beſtand vor der hieſigen Meiſterprüfungs-

kommiſſion des Tiſchlerhandwerks Herr Oskar Degen-
hardt die Meiſterprüfung.

Steuerbuchführungskurſus!

Die Firma Grenzdörfer u. Schmalz beginnt Montag, den
19. Juli in Merſeburg, Grünſtraße 2 (bei Thiele), den zweiten
Kurſus in Buchführung nach den beſtbewährten Verfahren
für Handwerker, Gewerbetreibende und Landwirte und wer-
den Anmeldungen hierzu von Herrn Rich. Thiele, Merſe-
W r ſeerate 2, entgegen genommen. (Siehe heutiges
Jnſerat.

Neuregelung der Marktſtandgelder.
Nach der von der Landesverſammlung getroffenen

Neuordnung der Marktſtandgelder können die Gemeinden jetzt
Standgelder in ſolcher Höhe erheben, daß die Unkoſten der
Gemeinden aus der Abhaltung der Märkte einſchließlich aller

Nebenkoſten (Reinigung, Abfuhr) gedeckt werden.

Anmeldepflicht für Luſtbarkeiten.
Es liegt Veranlaſſung vor, auf S 10 der Ordnung betr.

Erhebung einer Luſtbarkeits- und Eintrittskartenſteuer im
Bezirke der Stadt Merſeburg vom 25. Februar 1919, wonach
jede Veranſtaltung von Luſtbarkiten aller Art
vor deren Beginn beim Magiſtrat (StadtſteuerAmt)
anzumelden iſt, hinzuweiſen. Zur Anmeldung ver
pflichtet iſt ſowohl der Veranſtalter ſelbſt, wie der Betzer
des Vorführungsraumes. Gaſtwirte und Saalbeſiber dürfen
die Abhaltung ſteuerpflichtiger Veranſtaltungen in ihren
Räumen nicht dulden, bevor ihnen nicht die Anmeldebe-
ſcheinigung, welche jedem Anmeldenden erteilt wird, vorgelegt
iſt. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchrift ſind mit einer
Geldſtrafe bis 30.-- Mk. bedroht, unbeſchadet der Einleitung
des Verfahrens wegen Steuerhinterziehung. Auch wird
darauf hingewieſen, daß für die Zahlung der Steuern der
Veranſtalter und, falls ein geſchloſſener Raum für die Ver-

anſtaltung benutzt wird, auch der Jnhaber des Vorführungs-
raumes, dieſer neben dem Veranſtalter auf das Ganze haftet.

Fürſorge für kranke und ſchwache Kinder.
Wie in den Vorjahren, ſo war es trotz ganz bedeuten

der Erhöhung der Kurkoſten, (ſtatt 75. Mk. 163.-- Mk. für
eine vierwöchentliche Kur) durch die Bereitſtellung von
Mitteln ſeitens der Stadt, des Kreiſes zweier Stiftungen von
hochherzigen Bürgern und Auszahlung geringer Beträge
einiger Eltern, möglich, auch in dieſem Jahre insgeſamt 35
Kinder in das MarthaHohenthal-Haus nach Dürrenberg zu
entſenden. So fuhr am vorigen Donnerstag auf der neu
eröffneten Bahnſtrecke eine frohe Kinderſchar nach Dürrenberg
heraus. Möchten der Aufenthalt in der reinen, kräftigen
Luft, die Pflege im HohenthalHaus und nicht zuletzt die
Bäder, deren kräftigende Nachwirkung immer erſt ſpäter ein
tritt, unſern teilweiſe ſehr blaſſen und unterernährten Kindern
Stärkung bringen und mit dazu beitragen, die Nachwirkungen
des Krieges zu verwiſchen.
Bei dieſer Gelegenheit ſei noch erwähnt, daß jetzt auch
die Stadt Merſeburg erſtmalig mit Liebesgaben von Stam-
mesbrüdern und Freunden aus Amerika bedacht worden iſt.
Zunächſt iſt eine beträchtliche Anzahl Doſenmilch, beſtimmt
zur Verteilung an Heime, Horte, Krankenhäuſer und
Schulen angelangt. Der für die Amerikahilfe gegründete
Wohlfahrtsausſchuß der Stadt Merſeburg hat in Verbindung
mit dem ſtädt. Wohlfahrtsamt die Verteilung bereits vorge
nommen. Für die Schulen iſt die Verteilung ſo geregelt
daß nach Schluß der Ferien 250 Kinder 4 Wochen hindurch
täglich 4 Liter Milch erhalten werden. Der Vaterl. Frauen
verein hat ſich entgegenkommender Weiſe bereit erklärt, die
Zubereitung der Milch zu übernehmen. Die Verteilung ge
ſchieht in den Schulen an die unter Mitwirkung der Lehrer,
des Stadtarztes und eines Ausſchußmitagliedes ausgewählten
Kinder. Das ſtädt. Wohlfahrtsamt iſt bemüht, weitere Spen
den zu erhalten.

Abgeſehen von der geſundheitlichen und materiellen Un
terſtützung unſere Volkskörpers dient dieſes warmherzige
Hilswerk der Auslandsfreunde nicht zuletzt dazu, in dieſe von
Haß und Feindfeligkeit zerklüftete Welt wieder den Gedanken
des Glaubens an die hilfsbereite Nächſtenliebe zu tragen
Möchte dieſer Gedanke bei Hinnahme der Gabe auch in un-
ſerm Merſeburg empfunden werden!

Das Bier wird beſſer.
Um den außerordentlichen Rückgang im Bierkonſumaufzuhalten, wollen die Brauereien den St am m w ü e e

geh alt des Bieres erhöhen und damit eine erhebliche
Verbeſſerung des jetzigen Bieres herbeiführen. Eine
gleichzeitige Herabſetzung der ierausſchank-
r e i e iſt ebenfalls vorgeſehen. Die geplanten Maßnahmen
de allerdings abhängig von der ausreichenden Belieferung
er Brauinduſtrie mit Rohſioffen, die für das neue Wirt

ſchaftsjahr mit 15 v. H. in Ausſicht genommen iſt.

Bekämpfung der Maul und Klauenſeuche.
Die Bekämpfung der Maul und Klauenſeuche hat bisger wenig Erfolge gezeitigt. Die Zunahme der heil.

n ne äußerſt raſche. Nach den Zuſammenſtellungen de
eichsgeſundheitsamtes waren von der Maul und Klauen,

e befallen. Am 15. Mai 1920: 399 Bezirke 2326 Ge.
iinden S 4384 Gehöfte. Am 31. Mai 1920: 500 Be

a e 3574 Gemeinden S 30 394 Gehöfte. Inzwiſchen iſt
eine weitere große Zunahme erfolgt. Ein erfolgreicher Kampf
gegen die Viehſeuche iſt nun mit Hilfe von Dämpfen eröffnet

worden, die durch Verdampfungsapparate in den Ställen
entwickelt werden. Die Methode wurde ſchon vor Jahren mit
Erfolg erprobt und vom beamteten Tierarzt Roßmann zur
Einführung empfohlen. Jn den letzten Wochen wurden
gleichfalls glänzende Reſultate erzielt und von behördlicher
Seite auf die mit dem Apparat laut vorliegenden Zeugniſſen
erzielten Erfolge aufmerkſam gemacht. Der Apparat, der auch
gegen andere Viehſeuchen laut Zeugniſſen mit Erfolg ange-
wendet wurde, ſowie zum Desinfizieren von Ställen ver-
wendet werden kann wird von der Metallwarenfabrik Fried-
rich er. Nürnberg, Abt. Apparate, geliefert. (Näheres
i. Jnſerat.

Aus Kreis und Nachbarkreiſen
Jubiläum.

Mücheln, 12. Juli. Am 7. Juli konte Herr Zimmer-
meiſter Lerche ſein 25jähriges Jubiläum als Direktor des
Vorſchußvereins Mücheln feiern. 3

Stadtſparkaſſe,

F* Lützen, 10. Juli Die Stadtſparkaſſe Lützen gibt auf
Grund der vorliegenden Bilanz für das Geſchäftsjahr 1919
it. g. bekannt, daß ſich der Geſamtumſatz gegen das Vorjahr
faſt verdoppelt hat, derſelbe iſt von 24,8 Millionen auf 48,9
Millionen geſtiegen. Der Ueberſchuß hat ſich nach Abzug aller
Geſchäftsunkoſten von 156 000 auf 209 000 Mk. erhöht.

Perſonal Nachrichkt.

Schkeuditz, 12. Juli. Von der Handelskammer zu
Halle wurde der Zivilingenieur Herr Alfred Eagert,
Schkeuditz, als „Oeffentlich angeſtellter Sachverſtändiger zur
e der Beſchaffenheit von Maſchinen“ beſtellt und
vereidigt.

Aus Provinz und Reich
Unabhängige Bekenntniſſe.

F Bernburg, 12. Juli. Jn einer Proteſtverſammlung
der Unabhängigen gegen Steuerabzug und Lebens-
mittelpreiſe forderte Stadtv. Hildebrandt aus Halle auf,
ſich bereit zu halten zum Kam
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Die Volksabſtimmung im Oſten.
Die Einzelergebniſſe in Oſt- u. Weſtpreußen.

Berlin, 12. Juli. Nach dem vorläufigen Ergebnis
wurden in Weſtpreunßen gezählt: Jm Kreis Marien-
burg 17 437 deutſche, 183 polniſche; Kreis Stuhm 18298
deutſche, 4919 polniſche; Kreis Marienwerder 22215
deutſche, 1506 polniſche; Kreis Roſen berg 33 184 deutſche,
1074 polniſche Stimmen. Jn Oſtpreußen: Allen-
ſtein- Stadt 16 742 deutſche, 342 polniſche; Allen-
ſtein- Land 30 444 deutſche, 4413 polniſche; Kreis Oſte-
ro de 46 108 deutſche, 1030 polniſche; Kreis Neidenburg
22 196 veutſche, 320 polniſche; Kreis Ortelsburg 43 999
deutſche, 449 polniſche; Kreis Johannisburg 33 627
deutſche, 14 polniſche; Kreis Sensburg 34064 deutſche,
25 polniſche: Kreis Roeſſel 333 227 veutſche, 757 polniſche;
Kreis Lötz en 29 025 deutſche, 9 polniſche; Kreis L yck 35 574
deutſche, 37 polniſche; Kreis Oletzko 28 649 deutſche, 2 pol-
niſche Stimmen.

Nene Vertagung in Spaa.
Spaag, 12. Juli. Die für heute 12 Uhr angeſetzte Voll-

ſitzung der Konferenz iſt auf heute Nachmittag vertagt
worden. Sie wird vorausſichtlich um 5 Uhr ſtattfinden.

Ein „Miſßverſtändnis“.
Spag, 12. Juli. Der Sekretär Lloyd Georges hat

es für ein Mißverſtändnis erklärt, wenn die von Mille-
rand überreichte Entſcheidung ſo ausgelegt wird, als wollten
ſich die Alliierten in die in ner deutſche Verteilung
der Kohlen miſchen. Es werden Verhandlungen gepflogen,
um dieſes Mißverſtändnis aus der Welt zu ſchaffen.

Engliſch- amerikaniſcher Zwiſchenfall.

Paris, 12. Juli. Der Korreſpondent des „Jntranſigeant“
in Spaa meldet von einem engliſch- amerikaniſchen Zwiſchen-
fall: Lloyd George ſagte einem amerikaniſchen Journa-
liſten auf die Frage, warum man in der Wiedergutmachungs-
frage nachgeben wolle, die Amerikaner ſeienſchuld,
daß die Alliierten ſich in ſchlechter Lage befän-
den. Das ſei nach Amerika gekabelt worden. Lloyd George,
der geſtern Abend bei dem Feſtmahl der engliſchen und ameri-
kaniſchen Preſſe den Vorſitz führen ſollte, ſei nicht erſchienen.
Jn Spaa werde allgemein von dieſem Zwiſchenfall geſprochen.

Foch und Weygand in Paris.
Paris, 12. Juli. Marſchall Foch und General We y

gand ſind aus Spaa in Paris angekommen.

Türkei Teſchen Danzig.
Spaag, 12. Juli. Der Oberſte Rat beſchäftigte ſich mit

dem türkiſchen Friedensvertrag. Die Antwort
wird den türkiſchen Delegierten endgültig am 17. Juli über-
geben werden. Sie enthält einige Abänderungen zu
Gunſten der Türkei. Jn der Teſchener Frage iſt eine
Volksabſtimmung vorgeſehen. Die TſchechoSlowaken
und die Polen lehnen ſie jedoch ab und ſchlagen einen
Schiedsſpruch des belgiſchen Königs vor. Jn
der Danziger Frage wurde die Verwaltung gemäß
Artikel 104 des Friedensvertrages einer gemiſchten aus Dan-
zigern und Polen beſtehenden Kommiſſion übertragen.

Polens Hilfernf in Spaa.
Spaa, 12. Juli. (Havas.) Der polniſche Miniſter

präſident Gdalski erkannte in einer Unterredung mit Zei-
tungsvertretern den Ernſt der Lage an der polniſchen
Front an. Die Bolſchewiſten hätten mit bedeutenden Streit-
kräften und verbeſſertem Kriegsmaterial angegriffen. Jndeſſen
habe die verzweifelte Lage an der Front groſte
patriotiſche Gefühle erweckt und den Wunſch der Be
fegung der Landesräuber(!!) überall im Lande wachneritfen.
Der Miniſterpräſident verſicherte nochmals die fried lichen
Abſichten Polens. Er bezweifle nicht, daß die Alli-
ierten es bei ſeiner Bedeutung zu Gunſten der Ziviliſation
im Oſten unter ſtützen würden.

m J

vf gegen den Kapitalismus,

Letzte

m

zum ampfe nicht im Parlament, ſondern mit den ge ge
benen Machtmitteln. Der Führer der Unabhängigen
in Anhalt, Landtagsabg. Böttage, fügte hinzu, daß man
jetztnichtmehr warten könne. Die Zeit ſei gekommen,
wo das geeinigte Proletariat den Kampf aufnehmen wolle,
nicht durch Putſche, ſondern durch geſchloſſenes Vorgehen mit
den zur Verfügung ſtehenden Machtmitteln.

Billigere Schuhmgcherarbeit,

Leipzig, 11. Juli. Die Leipziger Schuhmacher
haben in ihrer Jnnungsverſammlung beſchloſſen, die Preiſe
für Neuarbeit und Reparaturen den Tagespreiſen des Leders
entſprechend herabzuſetzen. Sie warnen jedoch dringend da
vor, allzu billigen Angeboten in Schuhreparaturen Gehör zu
ſchenken, da weder die Lederpreiſe und die Preiſe für Furni-
turen, noch die Löhne und die Lebensunterhaltungskoſten
heute dieſe billigen Angebote rechtfertigten.

Pferde- und Fohlenverſteigerung.
Bismark (Altmark), 10. Juli. Zur Pferde- und

Fohlenverſteigerung des Pferdezuchtverbandes der
Provinz Sachſen waren 56 Tiere angetrieben. Für das
Zuchtmaterial hielten ſich die Preiſe im allgemeinen auf der
alten Höhe, während die Preiſe für Arbeitspferde weiter
fielen. Der Beſuch war ſehr rege.

Schlafkrankheit in Dresden.

Dresden, 10. Juli. Jn der letzten Zeit ſind hier über
20 Fälle von Schlafkrankheit feſtgeſtellt worden, die als Be

gleiterſcheinung der Grippe auftritt. Es treten dabei Stö-
rungen im Gehirn arff, die einen wochenlangen Schlaf verur-
ſachen. Die Patienten können nur zeitweiſe geweckt werden,
um Nahrung einzunehmen. Die Krankheit hat auch infolge
Hinzutretens von Lungenentzündung zum Tode geführt. Die
Krankheit tritt auch in anderen Orten Deutſchlands auf.

Wettervorausſage
Dienstag, den 13. Juli.

mer, verbreitete Gewitter.

—|ZJ

Zunehmende Bewölkung, wär-

WMerſeburger Schwimmerſchaft, Badeanſtalten.
Luftwärme 22 Grad, Waſſerwärme 22 Grad.

Alliierter Waffenſtillſtandsvorſchlag an Rußland
Bei Ablehnung Unterſtützung der Polen

Spang, 12. Juli. Die Alliierten haben der Sowjet-
regierung den Abſchluß eines Waffenſtillſtandes mit
Polen vorgeſchlagen, auf Grund der Vorausſetzung, daß die
Polen ſich innerhalb ihrer rechtmäßigen Grenzen zurückziehen.
Dem Waffenſtillſtand würde dann eine Friedenskon-
ferenz aller Randſtagaten folgen. Wenn die Sowijet-
regierung ablehnt, oder wenn ſie die Polen innerhalb ihrer
eigenen Grenzen angreift, ſo werden die Alliierten Polen
ihre volle Unterſtützung zu teil werden laſſen.

F

Die Bolſchewiſten jenſeits der Bereſina.
Kowno, 12. Juli. Der Rückzug der Polen wird fort

geſetzt. Es iſt den Bolſchewiſten gelungen bei Bouriensk
die Bereſina zu überſchreiten.

Polniſche Flüchtlinge in der Tſchechei.
Prag, 12. Juli. „Provo Lidu“ meldet, daß zahlreiche

polniſche Flüchtlinge über die Grenze in die Tſchecho-
Slowakei kommen und um Aſylrecht bitten.

Kraſſin kehrt nach London zurück.
London, 12. Juli. Jn ſeiner Antwort erklärt ſich

Tſchitſcherin bereit, die von der britiſchen Regierung
für die Fortſetzung der Wirtſchaftsver handlungen geſtellten
Bedingungen anzunehmen. Kraſſin iſt vonMoskau agabgereiſt, um nach England zurückzukehren
und dort die Verhandlung mit der engliſchen Regierung wie
der aufzunehmen.

Kemal über die Lage in Anatolien.
Paris, 12. Juli. Nach einer Meldung der „Chirago

Tribune“ aus Konſtantinopel, ſoll Muſtapha Kemal
Paſcha an den Sultan geſchrieben haben, die Lage der Natio-
naliften in Angatolien ſei günſtig, trotz der griechiſchen
Heeresberichte. Er habe 3000 Griechen, darunter 2 Ge
nerale gefangen genommen. Sowohl die Kurden, als
auch die Meſopotamier hätten ihm Silfe verſvro-
chen. Dieſe würden ſogar gegen die Franzoſen in Syrien
helfen. Jn einem Manifeſt ſarte Kemal, die Engländer und
die Griechen ſeien die größten Feinde der Türkei.
Er fühlte aber Nach ſicht gegenüber den Franzoſen
und Jtalienern.

Kaiſerin Eugenie F.
London, 12. Juli. Die Kaiſerin Eugenie iſt nich

einer Meldung aus Paris geſtern nachmittag in Spanien z e-
ſtorben. Die ehemalige Kaiſerin von Frankreich hat ein
Alter von 94 Jahren erreicht.

Schleifung der Feſtung Germersheim.
Speyer, 12. Juli. Germersheim, die letzte Rhein

feſtung der Pfalz, fällt jetzt auch dem Verſailler Vertrag zum
en laut dem die Feſtungen des beſetzten Gebietes zu ſchlei
en ſind.

er

Streikbeendigung im Saargebiet.
Saarbrücken, 12. Juli. Der Metallarbeiter-

ſireikiſt beendet. Arbeitgeber und Arbeitnehmer verein-
barten die Wiederaufnahme der Arbeit.

Ausdehnung des Landarbeiterſtreiks.
Kolberg, 12. Juli. Geſtern traten die Landarbeiter des

Kreiſes Schivelbein in den Ausfſtand.
Ansban des Cuxhavener Fiſchereihafens.

Hamurg, 12. Juli. Der Hamburger Stagt nimmt eine
Anleihe von 48 Millionen Mark auf zum Ausbau
des Cuxhavener Fiſchereihafens. t

Die heutige Nummer umfaßt 6 Seiten.
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Hie Erben von Hohenſinden. e
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Roman von Fr. M. White.

37) (Nachöruck verboten.)
„Guten Morgen, lieber Freund!“ ſagte er, während

er ihm kräftig die Hand ſchüttelte. „Du haſt es mir ſauer
gemacht, dich zu finden. Verzeih übrigens, daß ich dich
zu ſo früher Stunde überfalle. Aber ich habe eine Nach
richt von äußerſter Wichtigkeit.“

„Bitte nimm Platz, Artur. Jch hatte dich heute
vormittag erwartet je früher du da biſt umſo beſſer
iſt es. Und ich fürchte, dein frühes“ Kommen bedeutet
nichts Gutes für unſeren lieben Freund.“

Der kleine Herr lachte, daß ſeine Zähne unter dem
buſchigen Schnurrbart aufblinkten.

„Meine auch, daß ſie keine Urſache haben, ſich zu
freuen erwiderte er. „Die Herren Slawik und Konſorten.
Der Zufall hat mir da ganz famos in die Hände
gearbeitet. Allerdings nicht in deiner Sache, Rudolf
um gleich etwaige hochgeſpannte Erwartungen herabzu-
dämpfen. Aber doch in einer Sache, die dir, wie ich
glaube, beinahe ebenſoſehr am Herzen liegt.“

Während ſie ſich beide ſetzten, zog der Beſucher ein
Portefeuille hervor und breitete einige Papiere auf einem
Tiſch aus.

„Zunächſt mal das Ergebnis meiner Jnformationen
über Herrn Leon Slawik. Dies Ergebnis iſt überraſchend
genug, lieber Freund Du wie ich haben den Mann zum

glauve dir ader mit Sepun hen
l 8 er das nicht iſt er heute in nviel mehr beſitzt, als was bei ſeiner Art der el brigee

etwa ausreichen würde, ſeinen Unterhalt für ein halbes

r

Jahr zu beſtreiten.“

„Ah! Aber unmöglich unmöglich, ArturDenke doch an die Opfer, die er ſich ſein Spiel hier auf
Hohenlinden hat koſten laſſen

„Die ganze Sache iſt einfach eine Spekulation von ihm.
Mir kam die ganze Sache mit der übergroßen Liebe
dieſes Menſchen von vornyerein vervachtig vor. Vaß er
dafür ſo große Mittel aufgewendet haben ſollte, erſchien
doch recht un wahrſcheinlich. Und ich bin nun ſo ziemlich
hinter ſeine Schliche gekommen. Die Opfer, die er gebracht
hat, ſind in Wahrheit gar nicht ſo groß geweſen. Er hatallerdings die recht anſehnlichen Parhrer Schulden des

Grafen bezahlt; nach der Verſicherung einwandfreier Leute
ſoll Reignault allein zwanzig- oder dreißigtauſend Mark
von ihm bekommen haben, und im ganzen mögen es
wohl hunderttauſend oder etwas darüber geweſen ſein.
Das iſt aus Slawiks eigener Taſche gefloſſen damals
hatte er Geld, denn bei dem famoſen Geſchäft mit Dir
hat er doch wohl ſo um eine halbe Million herum für ſich
ins Trockene gebracht. Der gute Slawik glaubte das, was
er dem Grafen gab, gut angelegt. Ehe er ſich an den
Mann heranmachte, hat er genau informiert. Er
wußte, wie die Rechtsverhältniſſe lagen, wußte, daß
Tarnow in abſehbarer Zeit Herr auf Hohenlinden ſein
würde. Und was denn doch außerordentlich ſeltſam
erſcheint: er wußte, wie das Teſtament des alten Grafen
lautete. Von welcher Seite er das erfahren konnte, iſt
mir vorerſt ganz unerklärlich; daß er es aber erfahrenhat, weiß ich poſitio Alſo: er wußte, daß nach weiterer

kurzer Zeit Tarnow, deſſen Rechte an Hohenlinden vorerſt

ſtehen. Dann aber wurde LTarnow für chn eine unt üer ergiebige Geldquelle wenn er es verſtand, ihn
is dahin in eine gewiſſe Abhängigkeit von ſich zu bringen

„Und das hat er, weiß Gott, verſtanden!“ fagte Rudolf
itter.

„Freilich! Aber ſo ganz leicht iſt es ihm doch wonicht geworden. Denn, wie geſagt, die Mittel gen ihr

ſchließlich aus. Da gründete er ſo eine Art z uſchaft
mit beſchränkter Haftung,“ deren Zweck es war, Tarnow
z3 ruinieren. Du weißt, daß er Tarnow zu einer Speku-
ation veranlaßte, die ihn dahin brachte, einem gewiſſen

Berchtold über eine halbe Million zu ſchulden. Dieſer
Berchtold iſt neben einem anderen dunklen Ehrenmann
aber nichts als ein Teilhaber der erwähnten Geſellſchaft,
deren Haupt Slawik iſt. Hier lies dieſe Papiere durch
die ein u Berchtolds, der durch eine ungerechte
und rückſichtsloſe Entlaſſung brotlos gemacht worden war,
an mich verkaufte. Sie decken den gänzen Betrug auf, der
gegen Tarnow verübt worden iſt, und wurden den Grafen
befähigen, ſofort gegen Slawik vorzugehen.“

Sorgfältig und eingehend prüfte Rudolf die Dokumente,.
Aber als er ſie dann dem befreundeten Rechtsanwalt wieder
zuſchob, meinte er doch bedenklich:

„Jch glaube, du ſiehſt die Sachlage zu optimiſtiſch an,
Artur Es iſt möglich, daß dieſer Berchtold und Slawit
beſtraft werden würden, übergäbe man dieſe Papiere dem
Staatsanwalt. Aber mir will es nicht recht einleuchten,
daß Tarnow damit ſeiner Verpflichtungen in ihrein ganzen
Umfang enthoben ſein würde abgeſehen davon natür-
lich, daß ſeine Privatſchuld an Slawik beſtehen bleibt.
Und dann: Tarnow hat gewußt, daß das ihm vorge
ſchlagene Geſchäft nicht ganz ehrenhaft war. Er würde
vielleicht ſogar bei einem gerichtlichen Verfahren nicht

weniaſten für einen vielfachen Millionär gehalten. Jch
r

8 nur ſehr beſchränkt waren, all die ziemlich weitgehenden
efugniſſe erlangen würde. die dom Maioratahorrn hior

ganz glimpflich davonkommen von der Geſellſchaft aber3 er jedenfalls geächtet werden.“

Fortſetzung folat.

Anmtliche Anzeigen
Bekanntmachnng.

Für den Standesamtsbezirk Altranſtädt iſt an Stelle des
Ortsrichters Weißhuhn der Gemeindevorſteher Franz Quarch
in Schladebach zum Standesbeamten und an Stelle des
Lehrers Sturm in Witzſchersdorf der Schöffe Erwin Gürtzſch
in Schladebach zum Stellvertreter des Standesbeamten be-
ſtellt worden.

Merſeburg, den 26. Juli 1920. vDer Regierungspräſident.
Bekanntmachung.

Für den Standesamtsbezirk Delitz a. S. iſt an Stelle des
Rittergutsbeſittzers Dr. von Richter in Delitz a. S. der Orts-
richter Kurt Nitzſcher in Oeglitzſch zum Standesbeamten be
ſtellt worden.

Merfſeburg, den 25. Juni 1920.
Der Regierungspräſident-
Jn Vertretung. gez. Boltze

Aufſtellung der Getreide-, Heu- und Strohdiemen.

Mit Rückſicht auf die bevorſtehende Ernte verweiſe ich auf
z 18 der Polizeiverordnung über die Feuerpolizei v. 22. Sept.
1899, wonach Getreide-, Heu- und Strohdiemen ſo aufgeſtellt
ſein müſſen, daß ſie mindeſtens
100 m von der Umfafſſung der zunächſt liegenden Gebäude,
15 m bffentlichen Wegen und gemeinſchaftlichen Wirt

ſchaftswegen,
330 m Pulverhäuſern und
60 m Nadelholzwaldungen

entfernt ſind. Bei Diemen mit einem Inhalt von mehr als
200 Schock Getreide oder Stroh find die oben vorgeſchriebenen
Entfernungen zu verdoppeln.

Merſeburg, den 5. Juli 1920.
Der kommiſſariſche Landrat.

J. V.- Kürſten, Kreisoberſekretär.
Bekanntmachung.

Es wird erſucht, die den Gemeinde und Gutsvorſtänden
überſandten Vorſchriften

„Entwurf einer Anweiſung für die Hilfskaſſen der
Finanzämter“

den Steuerhebeſtellen zugänglich zu machen.
Merſeburg, den 9. Juli 10920.
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Finanzamt.
Sleiſchyertan auf der Freibank

ndet am 13. Juli 1920
vorm. von 8--9 Uhr auf die Nummern 3501 3575

910 3576-—3660190 3651 3725a le 3726-—3800ſtatt.
Merſeburg, den 12. Juli 1920.

L-A. I. 629,20. as ſtädtiſche Lebensmittelamt.

S8ung!
Aeveſte belhäfts- nd Steuer -Budtührune

für jeden
Handwerker, Gewerbetreibenden und Landwirt.

Auf mehrſeitigen Wunſch beginnt
Wontag, den 19. Juli d. Js., abends 7 Uhr,

in Merſeburg a. S., Grüne Straße 2 (bei Thiele)
ein nächſter W Kurſus W in den allerorts bewähr
teſten Steuer Buchführungs Verfahren und werden Anmel-
dungen daſelbſt noch entgegen genommen. Wir empfehlen
uns in Einrichtungen von Buchführungen nach unſ, obigen
Verſahren, in Buchführung im Abonnement, ſowie in Fern
Buchführung

Reueſte Geſchäfts und GtenerBuchführungs Zentrale
Grenzdörfer und Schmalz.

Verbilligte Cigarren
kopflos in Siumpenform, aus rein überſeeiſchem Tabak

Sumatra Java Braſil)Zehnſtückbündelung in Kartonpackung, Länge 9 em,
bei Großabnahme Mk. 380. Probemille Mk. 400.--,

verſteuert mit Mk. 650.-- p. Mille.
B. Goettling Co., EbersdorfReuß.

Segründet 1749. Abteilung: Fabrikation

Familien-Anzeigen.
Berlobt. Frl. Milda Bieder-

mann mit Herrn Wilhelm
Stoeber, Mücheln.

Geſtorben. Herr Guſt. Block,
Nieder-Beunag; Herr Thilo
Müller, Dörſtewitz; Herr Fr.
Sachſe, Klein-Kaynag.

Kirchliche Nachrichten.
Dom. Getauft: Herta, T.

d. Arbeit. Emil Telſchner.
Beerdigt: Der Zimmerm.
Franz Witter und ein unehel.
Knabe.

Getauft: Jlſe, T.Stadt.
des Zimmerm. Loel. Ge-
traut: Der Kſfm. W. Ohlrich
mit Frau H. geb. Schurig; der
Heizer K. Bühlichen mit Frau
M. Telſchow; der Hufſchmied
P. Vocke mit Frau E. geb.
Volkmer; der Arbeiter H
Knop m. Frau M. geb. Pfeiffer;
der Zimmerer H. Hübner mit
Frau G. geb. Wiegand.
Beerdigt: Die Ehefrau des
Kaufmanns Speiſer; die Ww.
Bencke.

Altenburg. Getraut: Der
Bäcker Otto Schrepper mit
Frau M. geb. Schwarze.

Neumarkt. Getauft: Heinz,
S. d. Zimmermann Peuſchel.

Getraut: Der Arbeiter
A. Mortan mit Frau L. geb
Ferl. Beerdigt: DieTocht. des Steinmetz Müller.

Ausgabe von Butter
und Margarine.

Sonnabend, den 17. Juli 1920,
Es werden zugeteilt:

100 Gramm Butter zum Preiſe
von 3,10

50 Gramm Margarine als
Sonderzuteilung zum Preiſe
von 1,35 .4.
Auf jede Zuſatzfettmarke mit

dem Aufdruck 50 Gramm
Butter zum Preiſe von 1,55

Fettmarken mit dem Aufdruck
„G“ 50 Gramm Margarine zum
Preiſe von 1,35

Aufdruck „L“ 50 Gramm Mar-
garine zum Preiſe von 1,35

Das ſtädt. Lebensmittelamt.
L.-A. II. 1442/20.

Ackerverkauf.
Mittwoch, den 14. d. Mts.

vormittag 212 Uhr, findet im
Gaſthof zu Cröllwitz b Dürren-
berg der Verkauf von

ca. 4 Morgen Acker
und Wieſe

zum Nachlaß des ver-
ſtorbenen Herrn Emil Zätſch,
Cröllwitz, gehörig öffentlich,
meiſtbietend ſtatt-

Bedingungen im Termin,
1000, Mark Bietungskaution
ſind zu hinterlegen.

Albert Franke
beeidigter Auktionator.

Wegen Aufgabe des Ge-
ſchäfts verkaufe
2 Pferde, Rinderwagen

ſowie eine
Regiſtrierkaſſe.
Harl Kellermann,

zZFleiſchermeiſter.
Verantwortliche Redaktion Politik, Oertl. und prov. Teil: Haunns Lotz,Druck und Verlag merſeburger Brieg und Sertas danke

Fettmarken mit dem roten

Merſeburg, den 5. Juli 1920.,

Kammerlichtſpiele.

Kl. Ritterſtraße Nr. 3

Vereine Thenſerne

Modernes Theater.
Telephon 529 Gr. Ritterſtraße Nr. 1

w

Programm von Dienstag bis Donnerstag:

Rächer Cod!
Senſationeller Liebesroman in 5 Akten.

Jn der Hauptrolle:
Die berühmte ungariſche Schauſpielerin

Frida Gombaszögiä.

Der Brunnen
des Wahnſinns!

Orientaliſches Senſations Drama
in 5 langen Akten von Dr. Alfred Schirokauer.

Jn der Hauptrolle:
Sodjah Gezza und Georg Henrich.

Jn beiden Theatern: Auserwählte vorzügliche Beiprogramme.
Anfang 5 Uhr. Anfang 5 Uhr.

Achtung!
Auf vielſeitigen Wunſch bin ich

am Mittwoch,
von 9 Uhr vorm-

in Merſeburg, im Gaſthaus „Zum alten Deſſauer“

tauſche

Achtung!

den 14. Juli,
bis 3 Uhr nachm.

und
S b

gegen wollene Strumpfabfälle ſowie gewaſchene und
ungewaſchene Schafwolle mein

l a rein wollenes Strickgarn
ein. Niemand verſäume dieſe letzte, vor dem Herbſt
findende Gelegenheit.

ſtatt

Bruno Obermüller.
Wolle u. Garne. Mühlhauſen.

Gegen

Faul- und Klauensenche
bewähren sich

Hanfts Seuchen Apparate
(D. R. P. a. System Ungelenk D. R. G. M. 591 515) am Besten.
Jeder Tierhalter, der
wahren Will,
Glänzende Erfolge!
lwnen,

muss den Apparat anwenden.
Verlangen Sie sofort Prospekte.

welche bei Landwirten gut eingeführt sind, gesucht.

sich vor grossem Schaden be-

Behördliche Empkeh-
Bezirksvertreter,

Vriecdrich Hanft., Nürnberg.
Abt. 69, Apparate.

a. eAcker Verpachtung.

Mittwoch, den 14. Juli d. J.
nachmittag 5 Uhr, findet im
Gaſthof zu Naundorf bei
Körbisdorf die Verpachtung
von ca. 26 Morgen Ackerx, dem
Herrn Gutsbeſitzer Otto Berger
zu Naundorf gehörig in
Naundorf-Körbisdorfer-Flur
gelegen in Parzellen von
2 Morgen und mehr auf
4 per öffentlich meiſtbietend
ſtatt.

Bedingungen im Termin.
Jm Auftrage:

Albert Frank
beeidigter Auktionator.

G (d! auch ovhne Bürgen ſoe fort auszuleihen durch
C. Wolf, Chemnitz

Bernsdorferſtraße 46.
Telephon 30938.

HausgrundſtücksVerkanf.
Donnerstag, den 15. d. Mis.

nachm. 6 Uhr, werde ich im
„Reſtaurant zur Bergſchenke“,
hier, das

Hausgrundſtück
Weiße Mauer Nr.

öffentlich, meiſtbietend ver-
ſteigern.

Bedingungen im Termin,
5000,-- Mark Bietungskaution
ſind von beiden Beſtbietenden
zu hinterlegen.

Wohnung kann ſofort be
zogen werden.

Albert Franke,
beeidigter Auktionator.

Möbliertes Zimmer
möglichſt mit Penſion für jüng.

tz. Sport M. Hochheimer, Anzeit v altz. ſämtlich in Merſeburg.

Beamten geſucht. Angeb. unt.
597 an die Exped. d. Blattes.

v

gen: H. Balß.

Stadttheater Halle
Dienstag, abends 7 Uhr:

Ais ich moch in
Flügelkleide.

Pittwoch, abends 7' Uhr:
Die Atrikanerin.

Die Hartobſt-Verpach-
tung im Angarten findet
nicht ſtatt.

Albert Franke.
beeidigter Auktionator.

Zuverläſſiger Nacht

wächter geſucht.

Perſönlich zu melden bei
Direktor Web r
Halleſche Straße 48.

Pferde
zum Sohlachten

kauft

Arthur Aoffmann
Roßschlächterei,

Brühl 6. Telefon 264.
NB. Grlaubnis zum Sinkauf

von Schlachtpferden.

Klugerenlassen sich nicht tädschen durch
so oft angebotene meist wertlose
Präparate. Nahmee 27 pei

R StockungRegelstörung, nur meins
auch in verzweifelten Fallen er-
probten wirksamen Mittel. Sio
werden überrascht und mir dank-
var sein. Dirkr. Vers. m. Garanitio,
vollk. unschadl., er Geld zur
V WNirk n agenO. Hasben, Hamburg,

Weidenallee 50.
a
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Beilage zu Ar. 15
Monmlag, Den 12 uli 1920.

Hugo Stinnes gegen Millerand.
Die Rede, die Hugo Stinnes in der Sonnabend

rotmittagſttzung der Spaa Konferenz hielt, lautete: Jch
preche ſtehend. damit ich meinen Zuhörern ins Auge ſehen
Ann. Wer nicht von der Siegerkrankheit unheil-
ar befallen iſt, weiß, daß mit den jetzt üblich gewordenen
Feciſionen“ es nicht getan iſt. Sie ſind das Ohr, durch
s die europäiſche, ja die ganze Welt hören will, was wir
eutſche in einer europäiſchen Lebensfrage, die ohne unſere

ſtkräftigee Mitwirkung nicht zu löſen iſt, zu ſagen haben.
ch ſpreche aus natürlichem Recht, nicht aus Höflich-
zit geduldet, hier oder anderwärts. Die Zahlen des Herrn
hiklerands kann ich, ſoweit ſie Frankreich betreffen,
gicht anerkennen, auch nicht zahlenmäßig beſtreiten; ſoweit
je ſich auf den Verſorgungsgrad Deutſchlands beziehen, der
ju 79 v. H. im Allgemeinen, zu 65 v. H. in der Eiſeninduſtrie
gegeben wird, ſind ſie un richtig. Als deutſcher Jndu-
ſtrieller weiß ich, daß die Verſorgung leider nicht annähernd
50 v. H. beträgt. Anerkennen muß ich, daß die franzöſiſchen
verſorgungsverhältniſſe ebenfalls unerträglich ſchlechte ſind
und daß ganz abgeſehen vom Friedensvertrag, der zwar
ein Recht geſchaffen hat, aber ein einem armen ausgehun-
erten Volk abgepreßtes, ein gleichſam unnatürliches Anrecht

auf franzöſiſcher Seite beſteht, daß jeder deutſche Unter-
nehmer und Arbeiter das Aeußerſte tut, um dem im Kriege
erfolgreichen Frankreich aus ſeinem jetzigen Zuſtande
ſchnellſtens zu helfen. Wir erkennen an, daß umſo-
mehr Veranlaſſung zu größter Anſtrengung vorhanden iſt,
weil viele franzöſiſchen Gruben im Nord und Pas de Calais
zerſtört worden ſind, ſyſtematiſch, wie Herr Millerand geſtern
ſagte, aber nicht aus Niedertracht und Vandalismus, ſon-
dern aus einer klar erkannten militäriſchen Notwendigkeit,
ſind doch 1914 und 1915 die deutſchen oberſchleſiſchen Gruben
faſt nur durch ein Wunder dem gleichen Geſchick entgangen.

Wir haben Vorwürfe über eine unerhörte, rechts widrige
Handlungsweiſe, in der Kohlenlieferung gehört. Wie ſieht
die Wirklichkeit aus? Ein Rechtsanſpruch auf Kohlenliefe-
tung vor dem 10. Januar 1920 plus 120 Tage, d. h. alſo
10. Mai 1920, beſtand überhaupt nicht. Was vor-
her geleiſtet worden iſt, geſchah aus einem natürlichen
Rechtlichkeitsempfinden heraus das ſich jetzt als falſche
Sentimentalität erweiſt. Wir haben entſprechend
den Anforderungen der Reparationskommiſſion zu liefern,
was über die zwingenden Bedürfniſſe des deutſchen Wirt
ſchaftslebens hinaus erührigt werden kann, und zwar zurzeit
im Ausmaß bis zu 39,5 Millionen Tonnen jährlich ohne
Luxemburg, angefordert für Auguſt iſt das Aequivalent von
29 Millionen Tonnen jährlich, eine vollſtändig unmögliche
Zifted. Jm Frühjahr 1919 betrug die Förderung im Ruhr-
gebiet, das für die unmittelbaren Lieferungen an Frankreich
ausſchlaggebend iſt, rund 220 000 Tonnen täglich. Sie iſt

Erkenntnis der kommenden Entwicklung ſeiten der Berg

jetzt auf 285 000 Tonnen geſtiegen. Damals wurde ſchon in

I des Merſevourger Tageblattes

werksbeſißer im Einvernehmen mit den Gewerkſchaften und
der deutſchen Regierung eine Siedlung von Bergleuten in
den Bergwerksbezirken in bisher niemals gehörtem Umfange
vorgeſchlagen. Allein im Ruhrbezirk ſollen mit Familien
uſw. ea 600 000 Menſchen angeſiedelt werden. Allein im
Ruhrgebiet werden Unkoſlen von weit über 6 Milliorden
Mark entſiehen, davon ſicher fünf Milliarden nicht dauernde
Werte infolge der herrſchenden Teuerung, alſo ein gewalti-
ger Verluſt, um eine geſteigerte Lieferung an
Frankreich zu ermöglichen Die Siedlung geht. abge-
ſehrn von Mängeln der erſten Organiſation, nicht flott von
tatten, weil es wegen des Kohlenmangels in Deutſchland
an Bauſtoſfen aller Art mangelt. Auch mangelt es
an Geld.

Die Million Tonnen, die heute als Grundſtock der
nd Lieferungen an die Entente angeſehen werden
können, iſt ermöglicht, durch die mit 10) Proz. Zuſchlag
bezahlte Ueberarbeit deutſcher Bergleute,deren Ernährungszuſtand narh vieljähriger Hungerblockade
ſchlecht iſt, deren Familien heruntergekommen und abge-
riſſen ſind.

Zur Zeit ſind wieder Verhandlungen im Gange, um
noch mehr ühberzuarbeiten, täglich anderthalb Stunden, wo-
durch eine weitere beträchtliche Förderung sſtei-
gerung ſofort eintreten würde. Wir faſſen demnach als
Realiſten auch die Möglichkeit ins Auge, daß wir Sie nicht
überzeugen können, daß durch uns das Aeußerſte getan iſt,
ſo daß Sie zur Gewaltanwendung ſchreiten, zur Beſetzung
des Ruhrgebiets oder dergl. Selbſt wenn dieſer Ge
waltakt mit Schwarzen ausgeführt werden ſollte,
bei deren Anblick als Träger öffentlicher Gewalt jedes Wei
ßen und Deutſchen Herz ſich empört, ſo kann damit weder für
Frankreich noch für Europa etwas genützt werden. Neue
Arbeiter werden nicht eingeſtellt. Der jetzige Zuſtand
enropäiſcher Kohlennot, dem ſonſt etwa in drei Jahren ab-
geholfen werden könnte, wird in Permanen z erklärt und
damit der Zuſtand wirtſchaftlicher europäiſcher Ohnmacht
wegen Rohſtoffverteuerling. Alle auf Europa fahrenden
Schiffe werden mangels Kohlenausfracht nur einſeitig be-
laden ſein. Eine unendliche Erſchwerung hat die Kohlen-
frage durch die geſtrige Entſcheidung in militäriſchen Fragen
erhalten. Daraus werden Unruhen ſchlimmſter Art
entſtehen, die Folgen an Produktionsausfall werden auf Sie
in erſter Linie zurückfallen.

Das Kohlenproblem auf dem Kontinent iſt ein einheit-
liches. Die Ruhr und Oberſchleſien ſind nicht voneinander
zu trennen. Wir ſind bereit, mit beſtem Willen mit Jhnen
zu überlegen, wie wir Jhnen ſchnell und gründlich helfen
können. Ein Diktat können wir nicht annehmen.
Aus ſachlichen und rechtlichen Gründen ſind die Punkte 14
Jhrer Kolenentſcheidung unannehmbar.

m

Politiſche Rundſchau
Vor der Volksabſtimmung im Oſten.

Die Vorbereitungen für die Volksabſtimmung in Oſt
preußen waren am Sonnabend vollſtändig beendet. Am
Freilag fand noch einmal in Neidenburg ein Deutſcher
Tag ſtatt, wobei, wie bei allen derartigen Veranſtaltungen,
die geſamte Bevölkerung ein einmütiges Bekenntnis zum
Deutſchtum ablegte.

Auf dem Deutſchentag in Chriſtburg bei Marien
werder fuhr als der Reichstagsabgeordnete Dr. Fleiſcher auf
dem Markt ſprechen wollte, ein Auto mit der Aufſchrift „Hoch
lebe Polen“ durch die Abſperrung der Sicherheitspolizei und
warf polniſche Flugblätter ab, während ein Jnſaſſe mit
einem Gummiknüppel auf die Deutſchen einſchlug. Die
erregte Menge verprügelte die polniſchen Agitatoren und
verbrannte die Flugblätter unter Abſingung von Deutſch
land, Deutſchland, über alles“ an Ort und Stelle.

Auf dem Bahnhof Granſee bei Marienwerder wurde
om Freitag ein polniſcher Agent feſtgenommen, der 260 000
Dollar, mehrere Handgranaten, einen Kaſten kleiner Ab-
zeichen in Form des polniſchen Adlers und einen polniſchen
Bataillonsbefehl bei ſich hatte. Die, wie gemeldet, in Gran-
ſee feſtgenommenen 100 polniſchen Soldaten in bürgerlicher
Kleidung werden von zu Hilfe gerufenen Jtalienern in der
Schule überwacht. Außerdem trafen aus Kongreßpolen
ſtammende polniſche Studenten in Granſee ein.

Keine oberſchleſiſchen Kohlen für Polen.

Der Arbeiter- und Betriebsrat der Königin Luiſe-Grube
in Hindenburg beſchloß entgegen einem Proteſt der pol-
niſchen Berufsvereinigung und entgegen dem Kohlenvertei-
lungsplan der interalliierten Kommiſſion mit großer Mehr-
heit, daß keine Kohlen der Grube an das kriegführende
Polen und nach Ungarn ausgeführt werden.

Der neue Regierungspräſident von Königsberg.
Der ſozialdemokratiſche Rechtsanwalt Belk iſt von der

preußiſchen Regierung zum Regierungspräſidenten für
Königsberg ernannt worden.

892 „Kriegsverbrecher“.
Bonar Law teilte im engliſchen Unterhauſe mit, daß die

alliierten Regierungen von der deutſchen Regierung die
Auslieferung von 892 Perſonen gefordert hätten, die in
einem Verzeichnis namenltich aufgeführt ſeien. Die Alliier-
ten hätten der deutſchen Regierung allerdings verſprochen,
einen Teil dieſer Leute durch das Reichsgericht aburteilen
zu laſſen.

Deutſch-böhmiſcher Generalſtreik.
Nach Meldungen aus Deutſch-Böhmen iſt der General

ſtreit erklärt worden, weil die Tſchechen nun bereits monate-



lang DeutſchBöhmen in der unerhörteſten Weiſe in der
Nahrungsmittelverſorgung benachteiligen und nichts tun,
um dem Hungerelend ein Ende zu bereiten, außerdem wegen
des Kriegsanleihegeſetzes, durch das die Deutſchen zum
größten Teil ihres Vermögens bergubt werden. Auch in
allen Aemtern und Anſtalten ruht' die geſamte Arbeit.

Entwaffnung eines Freikorps.

Angehörige des kürzlich aufgelöſten Freikorps Branden-
burg. die zu Kultivierungszwecken als Vorbereitung der
Anſiedlung in das Lager Gösloh im Uchter Moor, Provinz
Hannover gegangen waren, haben nach einer Meldung aus
Hannover die Vorbedingung der Abgabe ſämtlicher Waffen
nur teilweiſe erfüllt und einen Teil ihrer Waffen verheim
licht. Unter Führung des Vizefeldwebels Ohmes wurden
die Leute teils aufſäſſig und drohten mit Gewalt. Darauf
hat Oberpräſident Noske durch Sicherheitspolizei die En t
waffnung vornehmen laſſen. Am 6. Juli wurden be
ſchlagnahmt: 163 Gewehre, 26 Karabiner 113 Handgranaten,
ferner Revolver, Piſtolen und Munition ſowie viel Heeres
gerät. Ohmes wurde am ſelben Tage in Berlin verhaftet
und dann der Staatsanwaltſchaft in Hannover vorgeführt.

Lord Fiſher

Nach einer Meldung aus London iſt Lord Fiſher,
der ehemalige Lord der Admiralität, am Sonnabendmorgen
geſtorben.

a das r 2

Sitzung der Stadtveroröneten
Eine öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenverſamm-

lung fand am Sonnabend im alten Rathauſe ſtatt. Vor Ein-
tritt in die Tagesordnung bringt Stadtverordnetenvorſteher
Junker ein Dankſchreiben der Beamten für die Beſoldungs-
ordnung zur Verleſung. Hierauf wird in die Tagesordnung
eingetreten.

1. Entſchließung gegen die Steuergeſetzgebüng in Reich
und Staat. Der Berichterſtatter Stadtv. Koenen (U. S.)
bringt die Entſchließung des Magiſtrats, und die Begrün-
dung, welche wir bereits mitteilten, zur Verleſung. Abg.
Bothe (Dn.) betont, daß eine Aenderung der Steuergeſetz-
gebung jetzt nicht möglich und tunlich ſei. Woran es jetzt
fehle, ſei die Möglichkeit, die bereits beſchloſſenen Steuern
raſch durchzuführen. Die Eingabe wird wenig Zweck haben,
immerhin könne man ihr zuſtimmen. Die Vorlage des Magi-
ſtrats findet einſtimmige Annahme.

2. Bewilligung der Mittel für die Einrichtung der Fort
bildungsſchule, Karlſtraße 4. Es handelt ſich um 16 000 Mk.,
die nötig ſind um genügend große Schulbänke für die Fort
bildungsſchüler zu beſchaffen. Stadtv. Richter (U. S.) be-
kont, daß die Räumung der Kaſerne durch das Militär in
Ausſicht geſtellt worden, aber nicht erfolgt ſei. Stadtv.
Krüger (M. S.) regt an, Deckenbeleuchtung einzuführen,
da die Hängelampen zu ſehr blenden. Der Antrag wird an
genommen.

3. Verkauf von Häuſern auf Ritters Plan. Wir haben
über die Vorlage eingehend berichtet. Stadtv. Heberer

berichtet über die Vorlage. Stadtv. Landesbaurat Rupre cht
geht auf die Zubußen ein und bittet, genau anzugeben, wie
groß die Verluſte im einzelnen ſind. Erſter Bürgermeiſter
Hertzog erklärt, daß heute noch nicht genau angegeben
werden kann, wie hoch die Unkoſten der Stadt ſein werden,
da weitere Zuſchüſſe vom Staat und Reich beantragt ſind.
Stadtv. Mahlo bedauert dieſe Maßnahme die Häuſer zu
verkaufen, gibt aber ſchließlich zu, daß kein anderer Weg bleibt.
Erſter Bürgermeiſter Hertzo g betont, daß die Stadt Merſe
burg immerhin zur Hälfte des heutigen Herſtellungspreiſes
gebaut hat. Jn Bezug auf die Behebung der Wohnungsnot
iſt es gleich, ob wir die Häuſer verkaufen oder vermieten, für
die Finanzen der Stadt iſt aber ein Verkauf zu den vorliegen-
den Bedingungen weit vorteilhafter. Es iſt im Magiſtrat
der Vorſchlag gemacht worden, dem Magiſtrat anheim zu
ſtellen, im Einvernehmen mit der Grundeigentumskommiſſion
nach dem Formular dieſes Vertrages weitere Verträge abzu
ſchließen. Stadtv. Krüger betont gleichfalls die Notwen-
digkeit dieſes Verfahrens, wenngleich es ſeine Bedenken hat.
Er weiſt darauf hin, daß unſere Gebäude im Vergleich zu
ähnlichen auswärtigen vorbildlich ſind. Stadtv. Landesbau-
rat Ruprecht bemerkt, daß der Verkauf der Häuſer von
jeher vorgeſehen war. Man müſſſe jedoch dafür ſorgen, daß
die Käufer, z. B. die Michelwerke, keine Mieter von auswärts
hineinbringen, die Genehmigung des Wohnungsamts müßte
eingeholt werden. Stadtv. Vollrath wendet ſich gegen
den Bau von Einfamilienhäuſern und ebenſo dagegen, daß
Familien, denen Wohnungen auf Ritters Plan in Ausſicht
geſtellt waren und die ihre alten Wohnungen daraufhin ge-
kündigt haben, nun rückſichtslos im Stich gelaſſen werden.
Jm gleichen Sinne äußert ſich Stadtv. Koenen. Erſter
Bürgermeiſter Herttzo g betont, daß in keinem Falle ein
Mietvertrag abgeſchloſſen war. Keine der betr. Familien iſt
ohne Wohnung. Der Antrag wird angenommen, ebenſo die
Anregung, daß der Magiſtrat nach Anhörung der Grund-
eigentumsdeputation gleiche Verträge abſchließen darf.
Stadtv. Rup recht und Erſter Bürgermeiſter Hertzog
betonen noch den Grundſatz, daß Zuzug von auswärts nach
Möglichkeit fernzuhalten iſt.

4 u. 5. Erhöhung des Waſſerpreiſes von 70 auf 90 Pfg.
pro Kubikmeter. Ermäßigung des Gasgrundpreiſes von 42
auf 24 Pfg., ſomit des Gaspreiſes auf 1,50 Mk. Die Er-
höhung des Waſſerpreiſes iſt auch deshalb nötig, weil der
Erneuerungsſtock, deſſen Bildung früher überſehen war, bei
den heutigen Preiſen einer Stärkung dringend bedarf. Die
Stadtv. Vollrath (Dem.) und Eichardt (Dn.) halten
die ſtarke Erhöhung des Waſſerpreiſes vom ſanitären Stand
punkt für bedenklich. Erſter Bürgermeiſter Hertzog betont,
daß der Wafferpreis in anderen Städten weit höher iſt, dieſe
Rücklagen für den äußerſten Notfall find dringend erforder-
lich. Stadtv. Wolf (U. S.) ſtimmt den Ausführungen des
Stadtv. Eichardt bei und ſchlägt zur Umgehung der
ſanitären Bedenken vor, Pauſchſätze je nach Größe der Woh-
nungen zu ſchaffen. Erſter Bürgermeiſter Hertzo g erwähnt,
daß die dann eintretende Waſſerverſchwendung zu einer
Ueberlaſtung des an der Grenze der Leiſtungsfähigkeit ſtehen
den Waſſerwerks führen würde. Der Magiſtratsantrag wird
in beiden Fällen angenommen.

6. Schaffung von ſtädtiſchen Freibadegelegenheiten durch
einen Zuſchuß von 4000 Mk. Die Badeanſtalten von Heuſchkel

Mitburger Schwimmerſchaft ſind, nachdem ſie die ehe

t hatte. Verhandlungen dahingeheſeitens des Magiſtrats geführt worden, daß in jeder Bard
anſtalt ſeine dient jeßt den männlichen, die andere den n
lichen Geſchlecht zum Baden) eine dauernde Freibadegeleg,
heit geſchaffen wurde. Die Merſeburger Schwimmerſchaft
klärte ſich ſchließlichn ur in der Lage, das ſeitherige, nach
ſicht des Magiſtrats ganz unzulängliche Freibad weiter
Verfügung zu ſtellen gegen eine Enſſchädigung von 6000 M
während der Magiſtrat für die Schaffung von zwei aus
reichenden Freibadegelegenheiten insgeſamt 40090 Mr.
zahlen bereit war. Da auf dieſer Grundlage eine Einigung
nicht erzielt wurde, machte die Merſeburger Schwimmerſchat
mehrere andere Vorſchläge. Darnach ſollen der Stadt beid
Badeanſtalten ganz oder an einzelnen Wochentagen überlaſſe
werden gegen eine Vergütung von täglich 600 Mk. Nunmeh
iſt eine Einigung erzielt. Der Merſeburger Schwimmerſchatt
wird gegen die Verpflichtung, die von ihr gepachteten Bade-
anſtalten als Freibäder ohne Zellenbenutzung Diensta,
Vormittags, Donnerstag und Sonnabent
Nachmittags zur Verfügung zu ſtellen, eine Entſchi.
digung von 4000 Mk. zahlbar mit je 1000 Mk. am

MerVen

1. und 15. Auguſt, 1. und 15. September, gewährt. Stadtv
Grimm begrüßt den Antrag und erſucht den Magiſirat,
nunmehr dafür zu ſorgen, daß das Baden an verbotener
Stelle unterbunden wird. Stadtv. Kloſe-(U. S) begrüßt
die Vorlage ebenfalls, betrachtet dieſelbe jedoch nur als Provi-
ſorium und bittet dafür zu ſorgen, daß die Zellen nicht zu
teuer vermietet werden. Der Antrag wird angenommen.

Zum Schluß kommt ein Schreiben der Fürſorge für
Kriegshinterbliebene zur Verleſung, in dem auf die mangel-
haften Mittel hingewieſen wird und der Magiſtrat um Un-
terſtützung gebeten wird. Frau Scharch und Genoſſen
fragen an, was in der Frage des Säuglings- und Kinder
heims geſchehen iſt. Stadtrat Wölfel erlärt, daß dieſ
Beſtrebungen bisher an der Raumfrage geſcheitert ſind. Dem
wird von unabhängiger Seite entgegengehalten, daß ein an
nehmbarer Vorſchlag unberückſichtigt geblieben ſei. Hierauf
wird die öffentliche Sitzung geſchloſſen, es ſchließt ſich noch
eine geheime Sitzung an.

m 5 Turnen, Spiel und Sport
Leichtathletik. B.V. Hohenzollerns Leichtath

leten H. Meißner, Apitzſch und W. Weber Waren
geſtern in Berlin und ſtarteten bei der Veranſtaltung Teut
tonig Berlin. Jn 800 Meter wurde Meißner übere
legen Erfter. Jn der 321000-Meter-Staffel verſuchte B.S.
Berlin einen Rekord aufzuſtellen, der aber mißlang. B.S.
und die Staſfel Hohenzollern- Merſeburg lief vom Mal
aus. Erſter wurde Teutonia mit 180 Meter Vorgabe.
B.-S. ging als Vierter und Hohenzollern als Sechſter ein.
Die Vorgaben der anderen Mannſchaften lagen zwiſchen 100
und 180 Meter. Da die beiden Mannſchaften Berlin und
Merſeburg als Malläufer aufgeſtellt waren, beweiſt mit
Recht, daß dieſe Mannſchaften zurzeit die beſten ſind.
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